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Fall: Weil’s Wurscht is’
Sachverhalt

Der Bauer Nathan Nötig ist seit längerem mit Metzger Schlomo Schlachter verfeindet. Als er trotzdem in der Metzgerei des Schlachter Fleisch für das Wochenende kaufen will, verweigert dieser ihm den Zutritt zu seinem Geschäft.

Nötig zieht verärgert ab und muss sich in einer anderen Metzgerei (bei Bruno Blutwurst) mit Fleisch versorgen. Er ist der Ansicht, dass Schlachters Verhalten gegen das Grundgesetz verstößt, weil er anderen Kunden ja auch Fleisch verkaufe; nur ihm nicht, das sei doch ungerecht.

Frage:

Hat Nötig gegenüber Schlachter einen Anspruch auf Zugang zum Geschäft und Abschluss eines entsprechenden Kaufvertrages?

Variante:

Würde sich am Ergebnis etwas ändern, wenn Schlachter Inhaber der einzigen Apotheke in der Gemeinde wäre und Nötig bei ihm Medizin kaufen wollte?

Lösung

Ausgangsfall

Es ist zu prüfen, ob sich aus Art. 3 Abs. 1 GG ein Anspruch auf Zugang zum Geschäft und Abschluss eines entsprechenden Kaufvertrages ergibt. Nach dieser Verfassungsbestimmung sind alle Menschen vor dem Gesetz gleich. Es fragt sich jedoch, ob die Grundrechte überhaupt im Zivilrecht – darum geht es hier – Wirkung haben.

Nach Art. 1 Abs. 3 GG binden die Grundrechte die drei Staatsgewalten als unmittelbar geltendes Recht. Eine allgemeine Aussage des GG über die Wirkung im Zivilrecht (sog. Drittwirkung von Grundrechten) besteht nicht. Eine unmittelbare Wirkung der Grundrechte, insbesondere des Art. 3 GG, ist nicht anzunehmen, da sonst die Basis des Zivilrechts, nämlich die Vertragsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) entfallen würde.

Die herrschende Meinung geht von einer mittelbaren Wirkung der Grundrechte aus. Danach bilden die Grundrechte ein in der gesamten Rechtsordnung zu beachtendes Wertsystem und kommen im Zivilrecht über die Generalklausen des BGB zur Geltung.

Eine solche Generalklausel ist § 826 BGB. Ein Anspruch aus § 826 BGB setzt jedoch voraus, dass die Weigerung von Schlachter, Nötig in sein Geschäft zu lassen und mit ihm einen Vertrag zu schließen, als „sittenwidrig“ im Sinne des § 826 BGB zu bewerten ist.

Bei der Auslegung der Tatbestandsmerkmale ist die Bedeutung des Art. 3 GG zu würdigen. Da Schlachter als Metzger in der Gemeinde keine Monopolstellung besitzt (es gibt noch einen anderen Metzger, den Blutwurst), kann man sein Verhalten nicht als sittenwidrig bezeichnen. Es ist vielmehr von der grundsätzlichen Abschlussfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) auszugehen.

Ein Anspruch des Nötig auf Zugang zum Geschäft Schlachters und Abschluss eines Vertrages besteht also nicht.

Variante

Wäre Schlachter Inhaber der einzigen Apotheke, so hätte er eine Monopolstellung. Nötig wäre in gewisser Weise darauf angewiesen, bei ihm Medizin zu kaufen. In diesem Fall könnte sittenwidriges Verhalten angenommen werden.

Nötig hätte somit einen Anspruch auf Zugang zur Apotheke, um einen entsprechenden Kaufvertrag abzuschließen.
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